
Durchbruch bei der Unternehmen- 
steuerreform 

Nach monatelangen Ver- 

edlungen hat sich eine 
Arbeitsgruppe der Großen 
Koalition auf Eckpunkte 
c'er Unternehmensteuer- 
reform geeinigt. 

Danach soll ab Januar 
2°08 die Steuerlast für Ka- 

pitalgesellschaften von ak- 
tuell fast 39 Prozent auf 29 
Prozent sinken. Die Unter- 
nehmen werden damit pro 

Jahr um rund fünf Milliar- 
den Euro entlastet, wie 
Hessens Ministerpräsident 
Roland Koch und der Bun- 
desfinanzminister bei der 
Vorstellung des Papiers be- 

tonten. 
Es ist geplant, einen ers- 

ten Gesetzentwurf im Janu- 
ar vorzulegen; das Gesetz 
soll noch vor der Sommer- 
pause 2007 in Kraft treten. 

Zuvor wird das Konzept den 
Spitzengremien der Partei 
vorgelegt. Zentrales Ziel sei 
es, mit niedrigeren Steuer- 
sätzen hiesige Firmen im in- 
ternationalen Steuerwettbe- 
werb zu entlasten und zu In- 
vestitionen zu animieren. 
Zudem soll erreicht werden, 
dass Gewinne stärker als 
bisher in Deutschland ver- 
steuert werden und nicht 
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im Ausland. Die Unter- 
händler kamen auch überein, 
ab 2009 eine pauschale Ab- 
geltungssteuer auf Kapital- 
erträge wie Zinsen, Dividen- 
den und Veräußerungsge- 

winne in Höhe von 25 Pro- 
zent einzuführen. Die neue 
Steuer soll anonym erhoben 
und direkt von den Banken 
an den Fiskus abgeführt wer- 
den. Damit werde Deutsch- 
land ein „attraktiver und 
übersichtlicher Platz" für in- 
ternationale Kapitalanleger. 
Personengesellschaften wie 

etwa GmbHs, die 84 Prozent 
aller deutschen Unterneh- 
men stellen, sollen wie Ka- 
pitalgesellschaften ebenfalls 

höchstens mit 29 Prozent 
besteuert werden, soweit sie 
ihre Gewinne einbehalten. 
Bei späterer Entnahme aus 
dem Betriebsvermögen wird 

nachbesteuert. 

Gewerbesteuer 

Die den Kommunen zu- 
stehende Gewerbesteuer 

bleibt dem Konzept zufolge 
bestehen. Bei der Bemes- 
sungsgrundlage wird aber 
die   Hinzurechnung   geän- 

dert: Künftig werden alle 
Zinsen und Finanzierungs- 
anteile von Mieten, Pach- 
ten, Leasingraten und Li- 
zenzen mit einem Faktor 
von 25 Prozent eingerech- 

net. Der Freibetrag soll bei 
annähernd 100.000 Euro 
liegen. 

Körperschaftsteuer 

Für Großunternehmen wol- 
len die Fachleute bei der 
Körperschaftsteuer, die auf 
15 Prozent sinken soll, eine 
„modifizierte Zinsschranke" 
einführen. Das heißt, sie 
können Zinsen nur steuer- 
lich absetzen, wenn dem 
ein angemessen großer Ge- 
winn gegenüber steht. Die 
Steuerpflicht trifft aber nur 
Unternehmen, die mehr als 
eine Million Euro Zinsen 

pro Jahr geltend machen. 
Roland Koch zeigte sich 

überzeugt, dass die vorge- 

legte Vereinbarung vor al- 
lem für mittelständische 

und kleine Unternehmen 

sowie für Personengesell- 
schaften ein gewaltiger 

Schritt in die richtige Rich- 

tung sei. 
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Flugblatt der Woche 

Unternehmensteuer 

Unternehmensteuer neu geordnet - 
ein Beitrag für mehr Wachstum und Arbeitsplätze! 

Die vereinbarte neue Unternehmensteuer entlastet in erster Linie den Mittelstand, damit neue Arbeitsplätze ent- 
stehen können. Diese Reform stärkt auch den Standort Deutschland: Internationale Unternehmen finden verbesser- 
te Rahmenbedingungen, um in unserem Land zu investieren. 

Die CDU konnte drei zentrale Punkte durchsetzen: 

1. Niedrige Steuersätze als Vorteil im internationalen Standortwettbewerb. 
Die steuerliche Gesamtbelastung für Unternehmen sinkt nach über 10 Jahren erstmals vom europäischen 
Spitzenplatz (bisher 39 Prozent!) auf unter 30 Prozent. Damit können wir wieder im europäischen Vergleich 
mithalten. Die verbesserten steuerlichen Rahmenbedingungen sind Voraussetzung, damit wieder vermehrt 
internationale Unternehmen in Deutschland investieren. Das schafft unter dem Strich neue Arbeitsplätze 
und steuerliche Mehreinnahmen. 

2. Gewinner ist der deutsche Mittelstand! 
Erstmals profitieren mittelständische Unternehmen (Personengesellschaften) von den niedrigeren Steuer- 
sätzen für Konzerne (Kapital- und Aktiengesellschaften), wenn sie Gewinne im Unternehmen behalten. Dies 
stärkt die Investitions- und Eigenkapitalquote des Mittelstands, dem Rückgrat der deutschen Wirtschaft. 
Kleine und mittlere Unternehmen profitieren von neuen und höheren Steuerfreigrenzen und -freibeträgen. 
Das ist sinnvoll, fair und gerecht, denn es ist der Mittelstand, der rund 70 Prozent der Arbeitsplätze schafft 
und ca. 80 Prozent aller Auszubildenden in unserem Land beschäftigt. 

3. Sicherung der steuerlichen Einnahmebasis für die öffentlichen Haushalte. 
Die Gewerbesteuer bleibt in veränderter Form erhalten, zugleich werden Steuerschlupflöcher geschlossen. 
Wer dennoch trickst und Gewinne ins Ausland verlagert, muss künftig mit Konsequenzen rechnen. Die 
Einführung einer Abgeltungsteuer von 25 Prozent ab dem 01.01.2009 ermöglicht die unbürokratische 
Besteuerung von Kapitalerträgen und beendet die „Kontenschnüffelei". 

Die CDU gibt mit der Unternehmensteuerreform Antworten auf die Erfordernisse der Globalisierung und 
schafft die Voraussetzungen für Wachstum, Arbeitsplätze und neue Investitionen in Deutschland. 

Besser für die Menschen. 

S.d.P.: CDU-Bunde&geschäftsstelle | Klingelhöferstraße 8 11078s Berlin | infoö'cdu.de | 
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•g CDU 
DER GENERALSEKRETÄR 

Ronald Pofalla 

im nächsten Jahr können wir auf 60 Jahre UiD zurückblicken. Das Jubiläum nehmen 
wir zum Anlass, unserer parteiinternen Kommunikation ein moderneres Format zu ge- 
ben. Ab dem Jahresbeginn 2007 konzentrieren wir den UiD auf vier Print-Ausgaben 
pro Jahr. Gleichzeitig ergänzen wir die gedruckte Fassung um den neuen „UiD-News- 
letter", der wöchentlich bis 14-tägig online erscheinen wird. Und: Ab November die- 
ses Jahres wird es erstmals seit langer Zeit wieder ein bundesweites Mitgliedermaga- 
zin der CDU Deutschlands geben. Die erste Ausgabe unseres Magazins „Union" wird 
allen Mitgliedern in den kommenden Tagen zugesandt. Für das kommende Jahr sind 

vier weitere Ausgaben geplant. 

Wichtig ist: Der neue verlinkte UiD-Newsletter ermöglicht es uns, neben der Bericht- 
erstattung über wichtige CDU-Ereignisse noch mehr Wert auf aktuellste Informatio- 
nen für die Arbeit vor Ort zu legen, wie z.B. Argumentationspapiere, Werbemateriali- 
en, neue Musterreden oder Musteranzeigen. Durch die vier Print-Ausgaben ist zu- 
gleich gewährleistet, dass Sie auch weiterhin wichtige Dokumentationen (z.B. Bundes- 
parteitags-Anträge und -Beschlüsse, Reden, das Werbemittel-Gesamtangebot, etc.) in 

gedruckter Form erhalten. 

Schließlich sind Sie als Funktions- und Mandatsträger unserer Partei ganz besonders 
auf eine schnelle Übersicht über alle neuen Entwicklungen, Materialien, Argumenta- 
tionshilfen und Angebote angewiesen. Mit dem UiD-Newsletter schaffen wir ein zu- 

sätzliches modernes Online-Kommunikationsinstrument. 
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Hinzu kommt: Die Berichterstattung wird durch den UiD-Newsletter noch aktuel- 
ler, da der E-Mail-Versand einfach schneller ist. Vor allem auch in Wahlkampfzei- 
ten werden wir alle Funktions- und Mandatsträger in noch kürzerer Zeit erreichen 
und noch besser mit Informationen versorgen können. Und: Die Berichterstattung 
wird umfassender, weil die entsprechenden Verlinkungen des UiD-Newsletters ei- 
nen leichteren Zugriff zu Beiträgen aus unseren gesamten Online-Angeboten (z.B. 
www.cdunet.de und www.grundsatzprogramm.cdu.de) sowie aus externen Ange- 
boten (z.B. bei Studien, Umfragen, Wahlergebnissen aus dem Ausland) ermögli- 

chen. 

EU 

o*•»- ;     u. F-y...    ?      •      -     _ |  • ft« 
;   t> 

Ein Tipp: Nutzen Sie schon jetzt die Internetseite www.uid.cdu.de. 
Dort können Sie sich mit Ihrer aktuellen Adresse für den UiD-Newsletter anmelden. 

Unser Ziel bleibt dabei bestehen: Wir wollen - mit dem UiD, dem UiD-Newsletter 
und dem neuen Mitgliedermagazin „Union" - Dienstleister für die Partei sein. Ich hof- 
fe daher, dass Sie der UiD-Newsletter noch mehr als der bisherige UiD bei Ihrer Arbeit 
unterstützen wird. Für Kritik und Anregungen steht Ihnen wie gewohnt die E-Mail- 

Adresse uid@cdu.de zur Verfügung. 

Herzlichst 

K. ß Uta. 
Ihr Ronald Pofalla, MdB 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Volker  Kauder 

Verbunden durch gemeinsame Werte 
Eine meiner er- 
sten Reisen als 
Vorsitzender der 
größten Fraktion 
im Deutschen 
Bundestag führt 
mich nach Israel. 

Ganz bewusst 
habeich mich für 
Israel als Ziel ei- 
ner meiner er- 
sten Antrittsbe- 

suche    entSChie-       Israels Prem 
den. 

Deutschland und Israel 

sind mittlerweile durch jahr- 
zehntelange freundschaftli- 
che und enge Beziehungen 
verbunden. Dass sich diese 
Beziehung 60Jahre nach der 
Shoah und dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges in die- 
ser Form gestalten, ist kei- 

neswegs selbstverständlich. 
Aufgrund der histori- 

schen moralischen Verant- 
wortung Deutschlands für 
die Shoah muss das Exis- 

tenzrecht des Staates Israel 
immer unverrückbare Grund- 
position deutscher Politik 
bleiben. 

Unsere Verbundenheit 
mit Israel beruht aber nicht 
nur auf der von uns emp- 
fundenen historischen Ver- 

antwortung, sondern geht 
darüber hinaus. Israel und 
Deutschland   sind   verbun- 

erminister Ehud Olmert mit Volker Kauder 

den durch eine gemeinsame 
jüdisch-christliche Tradition 
und eine gemeinsame Wer- 
tebasis. Die Werte der freien 
Welt sind das Fundament un- 
serer Beziehungen. Es ist ein 
stabiles Fundament; es ist ein 
Fundament mit Zukunft. 

Ein Leben in Sicherheit 
ist die Grundlage für ein Le- 
ben in Freiheit. Die Anschlä- 
ge von New York und Wash- 
ington, von Madrid und Lon- 
don haben uns in Europa auf 

erschreckende Weise vor 
Augen geführt, wie gefähr- 
det die Sicherheit der freien 
Welt ist. Wir wissen aber 

auch, dass die Sicherheit Is- 
raels in besonderer Weise 
gefährdet ist und das nicht 
erst seit dem 11. September 
2001. Es ist mir daher wich- 
tig, dass mich mein Besuch 
auch in den Norden Israels 

führt. Ich werde 
mir ein Bild ma- 
chen von der Re- 
gion, in der die 
Bevölkerung jah- 
relang unter dem 
Beschussvon Ra- 
keten gelitten 

hat, so wie ande- 
re Teile Israels 
noch immer un- 
ter dem Be- 

Foto: Reuters schuss aus dem 

Gazastreifen lei- 
den müssen. 

Extremistische Ideologi- 
en sind der Kern der gegen- 
wärtigen Bedrohungen der 
freien Welt. In den vergan- 

genen Tagen haben wir ein- 
mal mehr aus Teheran hö- 
ren müssen, dass dort im- 
mer noch eine „Rhetorik der 
Vernichtung" gepflegt wird. 
Sie richtet sich gegen Israel 
und damit gegen die freie 
Welt. 

Deutschlands Verbun- 
denheit mit Israel findet 
ihren Ausdruck in unserer 

Politik: Jüngstes Beispiel ist 
die Beteiligung an der erwei- 

terten UNIFIL Mission. Der 
Einsatz der deutschen Mari- 
ne hat zum Ziel, dazu beizu- 
tragen, den Schmuggel von 

Waffen an die Hisbollah zu 
unterbinden. Wir beteiligen 
uns, gemeinsam mit unseren 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Das Bundeswehr-Mandat 
vor der Küste Libanons 

Soldaten 
1S0O 
+ 100 
+ 400 
+ 300 
+ 100 

Marine-Soldaten 
für den Lufttransport 
für Führung und Logistik 
für die planerische Reserve 
für Beratung und Ausbildung 
der libanesischen Marine 

M111 e i m e e < 

Deutsche Marine soll 
Waffenlieferungen an 
die Hisbollah 
verhindern 

Ausrüstung 
2   Fregatten 
2   Transporthubschrauber 
2   Versorgungsschiffe 
4   Schnellboote 

46 Mio. Euro   im Jahr 2006 
'47 Mio. Euro   im Jahr 2007 

Operationsgebiet 

50 Seemeilen vor der Küste 

Dauer 
L£unächst bis 31. August 2007 

Überwachungs- 
gebiet ca. 50 x 130 

Seemeilen 

25 km Go'lanhöhen 
(von Israel 

Naharia ISRAEL; besetzt) j„  

. Haifa Grafik 2945 

europäischen Verbündeten, 
weil wir einen konkreten 
beitrag zu mehr Sicherheit 
für die Region leisten wollen. 
Dazu gehört auch die Her- 

stellung eines souveränen 
Libanon mit der vollen Kon- 
trolle über sein Territorium. 

Deutschland beteiligt sich 
ebenfalls aktiv an dem Be- 
streben, den Iran von einem 
Atomprogramm abzubrin- 
gen, das dieser zu militäri- 
schen Zwecken verfolgt. Im 

Rahmen der so genannten 
EU-3 haben wir gemeinsam 
"lit Großbritannien und 

Frankreich eine klare Positi- 
°n dazu formuliert, die auch 
die Unterstützung der Ver- 

einigten Staaten findet und 
auch von Russland und 
China im Grundsatz geteilt 
w'rd. Eine nukleare Aufrüs- 
tung des Nahen und Mittle- 
rn Osten ist der sicher- 
neitspolitische Alptraum der 

freien Welt. Gemeinsam dür- 
fen wir es nicht dazu kom- 
men lassen. 

Langfristig wird es Si- 
cherheit für die freie Welt 

und insbesondere für Israel 
nur geben, wenn sich die 
Werte der Freiheit gegen 
die fundamentalistischen 
Ideologien durchsetzen. Da- 

bei gibt es in allen Ländern 
des Nahen und Mittleren 
Ostens Teile der Bevölke- 
rung, die sich wie wir der 
Freiheit verpflichtet fühlen. 
Deutschlands traditionell 
guten Beziehungen in der 
Region sollten wir nutzen, 
diese Bevölkerungsteile zu 
unterstützen. Gemeinsam 
müssen wir dafür werben, 
dass sich nur in Freiheit ge- 

sellschaftliche Dynamik 
entfalten kann. Denn wir 
sind überzeugt, dass die 
Wüsten nicht nur in Israel 
zum Blühen gebracht wer- 
den können. Dies ist eine 
Aufgabe, der wir uns ge- 
meinsam stellen müssen. 

Dieser Artikel erschien im 
Vorfeld einer Israelreise als 
Namensbeitrag in der Welt 
am Sonntag und in der israe- 
lischen Tageszeitung Yediot 
Ahronot, am 29.10.2006 

Irans Raketenprogramm 
Die Islamische Republik Iran baut seit Jahren ein strategisches Raketenarsenal auf. 
Meist Weiterentwicklungen nordkoreanischer Raketen, 

(fr- 

- - •  Reichweite geplanter iranischer 
Langstreckenraketen 

Außerdem unbestätigte Meldungen       __   \ 
über die geplante Entwicklung einer       "**X^* • 
Schahab-6 mil 10 000 km Reichweite 

y} 

Quelle: Global Security    Grafik 2878 
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Ronald  Pofalla 

Lohnnebenkosten weiter senken! 
Zu den Arbeitslosenzahlen 
für den Monat Oktober er- 
klärt der Generalsekretär 

der CDU Deutschlands, 
Ronald Pofalla 

Eine halbe Million Ar- 
beitslose weniger als vor ei- 
nem Jahr ist eine grandiose 
Botschaft für unser Land! 
Damit rutscht die Arbeitslo- 
senquote erstmals seit vier 
Jahren wieder unter die 
Zehn-Prozent-Marke. Der 
Kurs der von der CDU ge- 
führten Bundesregierung ist 
damit mehr als bestätigt. 

Der ehemalige SPD-Kanz- 
ler Schröder hätte die Cham- 
pagnerkorken knallen lassen, 
hätte es in seiner Amtszeit 
eine ähnliche Bilanz gege- 
ben. Die Christdemokraten 
geben sich damit aber nicht 
zufrieden. Die nach wie vor 
viel zu hohe Zahl der Er- 
werbslosen ist eine ständige 
Mahnung, den  Reformpfad 

Ronald Pofalla 

nicht zu verlassen. Jetzt gilt 
es, die gute Stimmung mit- 
zunehmen. Alle müssen die 
Ärmel hochkrempeln: Poli- 
tik, Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer sind jetzt aufgefor- 
dert, nicht locker zu lassen 
und jeden Vorschlag für 
mehr Arbeit unideologisch 
zu prüfen. 

Deshalb hat die CDU die 
Forderung durchgesetzt, die 
Lohnnebenkosten weiter 
nach unten zu drücken. Kon- 

kret wird jetzt der Beitrag zur 
Arbeitslosenversicherung 
noch mehr als bisher geplant 
gesenkt und die Steuermehr- 
einnahmen auch zur Stabili- 
sierung der Krankenversi- 
cherungsbeiträge genutzt. 
Damit geben wir den Men- 
schen wieder etwas zurück. 

Und es ist ein deutliches Sig- 
nal für den Wirtschaftsstand- 

ort Deutschland. 

Arbeitsmarkt I 
]m Oktober    |^ 
Arbeitslose in Mio. 

^^ 
Quote" in •pi« 

Md. 10,1 9,8 

| vv 9.4 8,5 8.2 

1 ° 16,9 16.4 15.7 

MEYER: PUNKTSIEG FÜR REGIERUNG 

Die harte Arbeitslosen- 
quote von 10 Prozent wird 
nach langer Zeit erstmals 
wieder geknackt. Damit 
zeigt sich, der Kurs der Re- 

gierung stimmt. 
Die Zahl der offenen 

Stellen ist um 38 Prozent 
gestiegen. Allein bei der BA 

sind 626 000 gemeldet. 
Daran zeigt sich: Die Lage 
ist weitaus besser als die 
Stimmung. Bei den anste- 
henden Reformen am Ar- 
beitsmarkt müssen wir nun 
zügig zu effizienten Lösun- 
gen kommen. Ziel muss 
es sein, die offenen Stel- 

len schneller zu besetzen 
und auch denjenigen zu 
helfen, die bisher am Ar- 
beitsmarkt keine Chance 
haben. Sie haben es ver- 
dient. 

Laurenz Meyer ist wirt- 
schaftspolitischer Fraktions- 
sprecher. 
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Aus den Ländern 

Thomas  Rache 

Ehe bleibt Leitbild der Union 
Für die Christlich-Demo- 
kratische Union Deutsch- 
lands ist und bleibt die le- 
benslange, von Treue sowie 
gegenseitiger Fürsorge ge- 
prägte Partnerschaft von 
Mann und Frau, so wie sie 
sich im grundgesetzlich ge- 
schützten Institut der Ehe 
verwirklicht, fundamenta- 
ls Leitbild. Daran wird sich 
auch künftig nichts ändern. 

Im neuen CDU-Grund- 
satzprogramm soll lediglich 
'n  völlig   legitimer  Weise 

Thomas Rachel 

daraufhingewiesen werden, 
dass es neben der Ehe auch 

andere Formen verlässlicher 
und verbindlicher Lebens- 
gemeinschaften gibt, die 
man - gerade um der Würde 
der betroffenen Menschen 
willen - nicht diskriminie- 
ren und ausgrenzen darf. 
Dazu gehören z.B. Eltern oh- 
ne Trauschein, Alleinerzie- 
hende, geschiedene Eltern, 
Verwitwete mit Kindern, 
Halbwaisen, aber auch ho- 
mosexuell orientierte Men- 
schen in dauerhaften Part- 
nerbeziehungen. 

NDS: BESCHLEUNIGTE VERFAHREN SCHAFFEN ARBEITSPLATZE 

Der Vorsitzende der Land- 
tagsfraktion im nieder- 
sächsischen Landtag, Da- 
vid McAllister, hat das 
vom Bundestag beschlos- 
sene Gesetz zur Beschleu- 
nigung von Planungsver- 
fahren für Infrastruktur- 

vorhaben begrüßt. 
„Die Infrastrukturpoli- 

tik bekommt mit dieser 
Gesetzgebung endlich den 

notwendigen Schwung, da- 
roit Deutschland im euro- 
päischen Binnenmarkt im 
Wettbewerb um Investi- 
tionsprojekte besser mit- 
halten kann", sagte Mc- 
Allister. Dies sei wichtig, 
weil     Deutschland     noch 

David McAII 

stärker als bisher 
die Rolle eines be- 
vorzugten Stan- 
dortes für Lo- 
gistikdienstleis- 
ter, Industrie und 
Mittelstand sowie 
eines Transitlan- 

des zukomme und deshalb 
besonders auf eine lei- 
stungsfähige Infrastruktur 

angewiesen sei. Mit die- 
sem Gesetz habe der Bun- 
destag auch eine Forde- 
rung der Fraktionsvorsit- 
zenden in den Ländern um- 

gesetzt. „Die lange Dauer 
von Planungsverfahren hat 
bisher die schnelle Realisie- 
rung von Infrastrukturpro- 

jekten gehemmt. 
Private Investo- 
ren sind zum Teil 
regelrecht abge- 
schreckt worden. 
Mit dem Be- 
schleunigungsge- 
setz wird die Pla- 

nung der Projekte effi- 
zienter, transparenter und 
schneller. Das sind für pri- 
vate Investoren Schlüssel- 
kriterien, um ihr Kapital 
in Deutschland anzulegen. 
Schnellere Planungen be- 
deuten eine schnellere Re- 
alisierung von Bauvorha- 
ben und damit mehr Ar- 
beitsplätze", betonte der 
Fraktionsvorsitzende. 
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Aus den Ländern 

• Der springende Punkt 
dabei ist für die Union aller- 
dings: Die auf Verbindlich- 
keit und Treue angeleg- 
ten außerehelichen Partner- 
schaftsformen sind keines- 

wegs das Gleiche wie die 
Ehe. Von daher lehnen wir 
weiterhin sowohl eine 
„Homo-Ehe" als auch das Ad- 
optionsrecht für homosexu- 

elle Lebenspartnerschaften 
ab. Zusammen mit den Kir- 
chen werben die Christin- 
nen und Christen in der 
Union und so auch insbeson- 
dere der EAK der CDU/CSU 
für die bleibende Förderung 
und den Schutz der Ehe von 
Mann und Frau als beste fa- 
miliäre Grundlage. Ehe und 
Familie haben unsere volle 

Unterstützung. Wir kom- 
men hier unserer Verant- 
wortung nach, indem wir sa- 
gen, wozu wir stehen und 
gleichzeitigdie Realitäten in 
unserem Lande nicht igno- 
rieren." 

Thomas Rachel ist der 
Bundesvorsitzende des Evan- 
gelischen Arbeitskreises der 
CDU/CSU. 

BADEN-WÜRTTEMBERG: SÜD-WEST CDU VERABSCHIEDET 
PROGRAMM 

Die baden-württember- 

gische CDU hat sich in 
der Diskussion um die 
künftigen Leitlinien der 
Politik ein eigenes 
Grundsatzprogramm 
gegeben. 

Auf einem Parteitag in 
Pforzheim verabschiedete 
die Süd-West CDU  ein- 
stimmig   ein   Programm 
unter dem Titel „Für eine 

neue   Balance   zwischen 
Gegenwart und Zukunft". 
Das neue Programm, das 
maßgeblich von der stell- 
vertretenden    Vorsitzen- 

den   der  CDU   Deutsch- 
lands und Bundesbildungs- 
ministerin,  Annette   Scha- 
van, vorbereitet wurde, er- 

setzt ein im Jahr 1990 in 

Ulm verabschiedetes 
Grundsatzpapier. Zentrale 
Punkte sind die Haushalts- 
sanierung, die Familienpoli- 

tik,    der    demografische 

Baden-Württembergs Ministerpräsident Günther 
H. Oettinger Foto: dpa 

Wandel, die Globalisierung 
und die Bildung. Erstmals 
führt die Landes-CDU auch 
den Begriff der Nachhaltig- 

keit in ihre Programmatik 
ein. Als Ziel wird eine „so- 
ziale und ökologische 
Marktwirtschaft" genannt. 
Der    Modernisierungskurs 

der CDU wird unter ande- 
rem auch beim Thema Fa- 
milien und Kinder sicht- 
bar. Dort heißt es, die 
Verantwortung der El- 
tern für ihre Kinder stehe 
an erster Stelle. Familien- 
arbeit könne aber nicht 
nur Aufgabe von Frauen 
sein, sondern müsse - 
viel stärker als bisher - 
auch von Männern über- 
nommen werden. Auch 
wird sowohl für Frauen 
als auch für Männer eine 
bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf an- 

gestrebt. 
Ministerpräsident Gün- 

ther H. Oettinger betonte, 
das neue Grundsatzpro- 

gramm sei für ihn das Fun- 
dament für die Arbeit der 
kommenden Jahre. Er wolle 
es „respektieren und um- 
setzen", versicherte der 

Ministerpräsident. 
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Ausbildungspolitik 

An nette Schavan 

Ausbildungspakt wird fortgesetzt 
Die aktuelle Ausbildungs- 
bilanz zeigt Licht und 
Schatten: Die Industrie- 
und Handelskammern ver- 
zeichnen bei den Ausbil- 
dungsplätzen ein Plus von 
vier Prozent. 

Selbst beim Handwerk 
gibt es trotz Arbeitsplatzab- 
baus ein Plus von 1,6 Pro- 
2entpunkten. Schon allein 
deshalb müssen wir den 
Ausbildungspakt über das 

Jahr 2007 hinaus verlän- 
gern. Aber die Zahl der Be- 
werber ist deutlich gestie- 
gen. Wir müssen deshalb al- 
'es daran setzen, um die Si- 

tuation für die jungen Men- 
schen zu verbessern. 

Es geschieht etwas. 
Beim Programm „Jobstar- 
ter" hat das Bundesministe- 
r|um für Bildung und For- 
schung die Zahl der Projek- 

te verdoppelt. „Jobstarter" 
lst ein Strukturprogramm 
Ur die Regionen, in denen 

der Mittelstand so schwach 
lst, dass er allein die Berufs- 

bildung nicht leisten 
*ann. Die Bundesregierung 
^at allein in den Neuen Län- 

dern 13 000 Ausbildungs- 
stellen geschaffen. Mit ei- 
nern Beschluss des Kabi- 
netts wurde die Zahl der 

lätze für die Einstiegs- 

^alifizierung   auf   40 000 

Annette Schavan 

erhöht. 60 Prozent der Ju- 
gendlichen schaffen so den 
Übergang in eine duale 

Ausbildung. Weil Jugend- 
liche mit Migrationshinter- 
grund besonders betroffen 
sind, wurden mit Unterneh- 
mern ausländischer Her- 
kunft 10 000 zusätzliche 
Ausbildungsplätze verein- 
bart. Im Rahmen des „Inno- 
vationskreises für berufli- 
che Bildung" beraten Bun- 
desregierung, Länder und 
Sozialpartner gemeinsam 
weitere Lösungen. 

Eine besondere Heraus- 
forderung sind die so ge- 
nannten Altbewerber, also 
jene jungen Männer und 
Frauen, die schon vor einem 
Jahr oder früher die Schule 
verlassen haben. Sie können 

nicht allein durch den Aus- 
bildungspakt oder andere 

Programme in eine Berufs- 

ausbildung vermittelt wer- 
den. Die Herausforderung 
ist vielschichtig. Um zielge- 
richtet handeln zu können, 
brauchen wir einen Über- 

blick über die tatsächliche 
Zahl von so genannten Alt- 
bewerbern und die genauen 

Gründe, weshalb diese jun- 
gen Leute keine Lehrstelle 
finden. 

Die aktuelle Entwicklung 
zeigt uns einmal mehr, dass 
wir die berufliche Bildung 
durch eine Modularisierung 
flexibler gestalten müssen. 
Jeder Jugendliche muss un- 
terschiedliche Ausbildungs- 
schritte aufeinander auf- 
bauen und dann seine Prü- 
fung ablegen können. Schon 
jetzt bietet das Gesetz Mög- 
lichkeiten dafür. Sie müssen 

noch besser genutzt wer- 
den. 

Wir setzen alles daran, 
dass jeder Jugendliche eine 
Berufsausbildung machen 
kann. Dazu verpflichtet uns 
der Generationenvertrag. 
Wir verbessern so die Zu- 
kunftschancen der jungen 
Generation. Die Bundesre- 
gierungtutetwas. 

Annette Schavan ist 
stellvertretende Vorsitzen- 

de der CDU Deutschlands 
und Bundesministerin für 
Bildung und Forschung. 

29|06 



Mitgliederwerbekampagne 

Farbe bekennen" 

Neue Mitgliederwerbekampagne 

m 
Leitfaden Mitgliederwerbung 

Farbe bekennen. 

Mitglied werden. 

Bestell-Nummer:4019 

Preis je 2! 
inkl. MwSt: 15,52 € 

Westfalen statt. Auf den Schulun- 
gen wurden Aktionsbeauftragte, 

Botschafter und Interessierte an 
der Mitgliederwerbung durch 
Mitarbeiter der CDU-Bundesge- 

schäftsstelle über die aktuelle poli- 
tische Lage und die Durchführung 
der Kampagne informiert und 
durch einen professionellen Rheto- 

Es ist soweit: Unter dem Motto 
„Farbe bekennen" ist die Mitglie- 
derwerbekampagne 2006/2007 seit 
einigen Wochen angelaufen und in- 
nerhalb der Partei bisher auf sehr 
gute Resonanz gestoßen. Erste 
Schulungsveranstaltung fanden 
für die Landesverbände Hamburg, 

Schleswig-Holstein und Bremen 
sowie für die Landesverbände Ba- 
den-Württemberg und Nordrhein- 

Leporello 
Farbe bekennen. 

Mitglied werden. 

Bestell-Nummer:5< 
Preis je 100 Stück: 16,50 
inkl. MwSt.: 17,66 € 
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Mitgliederwerbekampagne 

Aufnahmeantrag 

Bestell-Nummer:6719 
200 Stück kostenlos! 

Aufnahmeantrag 
Kurzfassung 
Bestell-Nummer: 
200 Stück kostenlos! 

riktrainer in der Führung von Werbege- 
sprächen geschult. 

Sowohl die Resonanz auf unsere erste 
Schulungsveranstaltung wie auch die vielfäl- 
tigen Zuschriften, die uns aus der Partei er- 
ziehen sowie die hohen Abrufzahlen unserer 
Materialien zeigen, mit welch großem Enga- 
gement und Motivation die Partei vor Ort die 
Mitgliederwerbung angeht, zeigte 
sich der Schirmherr der Kampagne, 

Ronald Pofalla, zufrieden. 
Wir  wollen   wieder  wachsen. 

»Neue Mitglieder bringen wichti- 
ge Impulse und neue Ideen", be- 
tont Generalsekretär Ronald Po- 
falla. „Unsere Partei lebt durch ih- 
re Mitglieder, denn  sie  machen 
Uris in ihrer Vielfalt zur Volkspar- 

tei." Außerdem kann nur so die 
Basisarbeit  geleistet,  die   Kam- 
Pagnenfähigkeit erhalten und die finanziel- 
'e  Grundlage   der   Parteiarbeit   gesichert 
werden. Und auch Funktionen und Manda- 
te müssen übernommen werden. 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreuung 

Telefax 05241-8094165 
E-Mail: cdu-shop@bertelsmann.de 

Nutzen Sie auch unseren E-Shop unter 
www.cdunet.de 

Was also haben wir 
vor? Viele Elemente 
der alten Kampagne 
haben wir beibehal- 
ten - das Botschaf- 
termodell, die Schu- 
lungen vor Ort und 
den Wettbewerb zwi- 
schen den Verbän- 
den. Sie haben sich 

bewährt und sollen jetzt neuen Schwung er- 
halten. Zusätzlich gibt es neue Elemente, bei- 
spielsweise die Verknüpfung der Kampagne 
mit der aktuellen Debatte zum Grundsatz- 
programm. Einen solchen Prozess aktiv mit- 
gestalten zu können, kann bereits ein Anreiz 
sein, sich in unserer Partei zu engagieren. 
Schließlich ist jetzt die Gelegenheit da, den 

Farbe bekennen. 
Botschafter werden. 

Broschüre „Farbe 
bekennen. Bot- 

\ Mt utä 

Bestell-Nummer: 

Preis je 50 Stück: 17,25 € 
inkl. MwSt.: 18,46 € 

eigenen Vorstellungen Gehör zu verschaffen 
und die Leitlinien für die nächsten Jahre mit- 
zuentwickeln. 

Um all diese Ideen praktisch umsetzen zu 
können, hat die Bundesgeschäftsstelle ein 
umfangreiches Angebot an begleitenden 
Materialien bereitgestellt. Zentrales Kam- 
pagnenelement ist der Leitfaden mit dem 
Titel „Farbe bekennen. Mitglied werden". Er 
enthält alle wichtigen Informationen zu der 

neuen Kampagne sowie Tipps und praktische 
Hinweise. Das neue Kampagnenmotiv gibt es 
selbstverständlich auch als Wandzeitung. 
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Mitgliederwerbekampagne 

Darüber hinaus haben wir für die Werber 
unterstützendes Material zur Gesprächsfüh- 
rung zusammengestellt. Denn die bisherigen 
Erfahrungen haben gezeigt: Erfolg verspricht 
vor allem die Ansprache möglicher Interes- 
senten im persönlichen Umfeld. Damit die 
Werber der CDU - die Botschafter - gut vor- 
bereitet in ein Gespräch mit einem mögli- 
chen Interessenten gehen können, wollen 
wir sie mit Argumentationshilfen unter- 
stützen. Folgende Argumentationskarten 
finden Sie auf unserer Kampagnenseite im 
Mitgliedernetz unterwww.cdunet.de: 

Werbegespräch - Warum Mitglied werden? 

Werbegespräch - so könnte es laufen. 
„Einwände gegen eine Mitgliedschaft - 

und wie man sie entkräftet!" 
„Wir können es gemeinsam schaffen, un- 

sere Mitgliederentwicklung bald wieder 
zum Positiven zu gestalten. Im Moment 
sieht es zusätzlich ganz danach aus, dass wir 
in wenigen Monaten mitgliederstärkste Par- 

Farbe bekennen. 
Mitglied werden. 

Wandzeitung für Ihre Werbekampagne 
DIN A2 quer 

Preis je 10 Stück: 8,00 € 
inkl. MwSt. und Versand 

Bestellung richten Sie bitte per E-Mail an: 
bestellungen@ubg-medienzentrum.de 

oder per Fax an 02226-802333. 

SCHULUNGSVERANSTALTUNGEN 

07.10.2006        Hamburg 
20.10.2006        Baden-Württemberg I 
26.10.2006        Nordrhein-Westfalen I 
27.10.2006        Nordrhein-Westfalen II 
10.11.2006        Baden-Württemberg II 
18.11.2006        Niedersachsen/Braun- 

schweig/Oldenburg 

07.12.2006        Hessen 
09.12.2006 Rheinland-Pfalz/Saarland 
27.01.2007 Sachsen-Anhalt/Sachsen/ 

Thüringen 
29.01.2007        Mecklenburg-Vorpommern/ 

Berlin/Brandenburg 

Uhrzeiten und Orte der Veranstaltungen entneh- 
men Sie bitte der ständig aktualisierten Liste im 
CDU-Mitgliedernetz unter www. cdunet.de. Dort 
finden Sie auch weitere Informationen zur Mit- 
gliederwerbekampagne. 

tei in Deutschland sein werden. Das 
wäre das erste Mal seit Bestehen der 
Bundesrepublik Deutschland, dass 

die CDU vor der SPD liegt. Dies sollte 
für uns alle ein zusätzlicher Ansporn 
sein, unser Werben um Neumitglie- 
der weiter zu verstärken," so der Ge- 
neralsekretär. Dass eine erfolgreiche 
Entwicklung der Mitgliederzahlen 

möglich ist, zeige ein Blick auf die 
Kreisverbände, unterstreicht Ronald 
Pofalla: „Mitgliederzuwachs oder 
Mitgliederschwund sind nicht allein 
das Resultat demographischer oder 
gesellschaftlicher Veränderungen- 

Sie sind ganz wesentlich auf die Akti- 
vitäten der Verbände und den Einsatz 
der Mitglieder sowie der Funktions- 
und Mandatsträger vor Ort zurückzu- 

führen." 
Also: Farbe bekennen, Mitglieder 

werben! 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Klimaschutz ist 
präventive 

Sicherheitspolitik 

Klimaveränderungen tref- 
fen zuerst die Armen. Stür- 
ze, Überschwemmungen 
und Verwüstung berauben 

diese ihrer Lebensperspek- 
tive und zwingen sie in die 
Migration. 

Die Folge davon sind 
Flüchtlingsströme und krie- 
gerische Auseinanderset- 
zungen, die auch uns betref- 
fen. Daher sind die Industrie- 
nationen auch im eigenen 
'nteresse aufgefordert die 
eigene und die internatio- 
nale Klimaschutz- und Um- 
weltpolitik zukunftsorien- 
tiert voranzubringen. 

Wichtig ist dabei vor al- 
'em, über die Einbeziehung 
der Naturwaldflächen in den 
Ernissionshandel dafür zu 
sorgen, dass die gewaltigen 

^aturwälder als zentrale Kli- 
^astabilisatoren erhalten 
bleiben. Ohne die finanzielle 
Honorierung des nachhalti- 
gen Managements der Wal- 

ser durch den Emissionshan- 
^el, von dem auch die Bevöl- 
kerung der Entwicklungslän- 

der profitiert, wird die Zer- 
störung dieser biologischen 

Schatzkammer fortschrei- 
ter>- Statt der stabilisieren- 
^n Funktion wird durch zu- 
sätzliche Emissionen das Kli- 
^a weiter belastet. 

Christian Ruck 

Die internationale und 
deutsche Entwicklungszu- 
sammenarbeit ist zudem 
gefordert, durch die Stär- 
kung der wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit der Bürger 
in Entwicklungsländern die 
Auswirkungen der jetzigen 

Klimafolgen abzumildern, 
gleichzeitig aber auch die 

Einführung Klimaschonen- 
der Technologien zu unter- 
stützen. 

Christian Ruck ist 
der entwicklungspolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion. 

Guter Tag für 
deutsche Verkehrs- 

infrastruktur 

Der Abschluss der parla- 
mentarischen Beratungen 
im Deutschen Bundestag 

zum Infrastrukturplanungs- 
beschleunigungsgesetz 
und das Bekanntwerden 
des    Investitionsrahmens- 

plans des Bundes für den 
Zeitraum 2006-2010 sind 
ein guter Tag für die 
Verkehrsinfrastruktur in 
Deutschland. Verkehrsin- 
frastruktur ist Standort- 
faktor Nr. 1 - die Große 
Koalition richtet ihr Han- 
deln daran aus. 

Das Auslaufen der Son- 
derregelungen im Bereich 

der Verkehrswegeplanung 
für die Neuen Länder war 

Anlass, grundlegende Ver- 
einfachungen und Beschleu- 
nigungen bei der Infrastruk- 
turplanung zu entwickeln. 
Die Große Koalition hat 
dazu den alten, rot-grünen 
Gesetzentwurf grundlegend 

überarbeitet. Ergebnis ist 
nun ein effizientes Infra- 
strukturplanungsbeschleuni- 
gungsgesetz. 

Zu den Kernelementen 
der Vereinfachung gehören 
u. a. die erst- und letztins- 
tanzliche Zuständigkeit des 
Bundesverwaltungsgerichts 
für eine etwaige gerichtli- 
che Überprüfung dringli- 
cher Verkehrsvorhaben, die 
Einführung von Präklusions- 

fristen für die Beteiligungs- 
rechte der anerkannten Na- 
tur- und Umweltschutzver- 
einigungen, die deutsch- 
landweite Einführung der 

Möglichkeit, auf Raumord- 
nungsverfahren zu verzich- 
ten oder auch die Verlänge- 
rung der Geltungsdauer von 
Planfeststellungsverfahren. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Mit diesem Gesetz brechen 
wir die teilweise verkruste- 
ten Strukturen im Planungs- 
recht auf und verbessern so 
die Investitionsbedingun- 

gen am Standort Deutsch- 
land. 

Der bekannt gewordene 
Entwurf des Investitionsrah- 

menplans für die Verkehrs- 
infrastruktur des Bundes für 
den Zeitraum 2006-2010 be- 
inhaltet die Aufstellung von 
Verkehrsprojekten, die im 
Rahmen der Haushaltsmög- 
lichkeiten durch Bundes- 
mittel finanziert werden sol- 
len. Die Investitionsschwer- 
punkte umfassen die Stär- 
kung von Erhalt und Moder- 
nisierung des Bestandsnet- 
zes, die zügige Fertigstel- 
lung laufender Vorhaben, 
die Beseitigung von Engpäs- 
sen an hoch belasteten Ver- 

kehrsknoten und Strecken, 
die Bewältigung des Ver- 
kehrswachstums im Zuge 
der EU-Osterweiterung und 
die    Förderung    moderner 

Technologien zur Stärkung 
des Verkehrssystems. Insge- 
samt eine ehrgeizige Inve- 
stitionsplanung des Ministe- 
riums, deren prinzipielle 
Umsetzung wir gern unter- 
stützen. 

Dirk Fischer ist der ver- 
kehrspolitische Fraktions- 
sprecher, Renate Blank ist 
die zuständige Berichter- 
statterin der Arbeitsgruppe 

im Verkehrsausschuss. 

Rentenfinanzen 
konsolidieren 

Die Rentenfinanzen müs- 
sen grundlegend konsoli- 
diert werden. Ein solides 
finanzielles Fundament ist 
Grundvoraussetzung für 
eine verlässliche und nach- 
haltige Rentenpolitik. 

Aus diesem Grund haben 
CDU/CSU und SPD im Ko- 
alitionsvertrag eine mode- 
rate Anhebung des Renten- 
beitrages   zum    1.   Januar 

2007 von heute 19,5 Pro- 
zent auf 19,9 Prozent verab- 
redet. Das Bundeskabinett 

hat diese Abrede mit sei- 
nem jüngsten beschlosse- 
nen Gesetzentwurf über die 
Festsetzung der Beitrags- 
sätze in der gesetzlichen 

Rentenversicherung für das 
Jahr 2007umgesetzt und 
den erforderlichen Gesetz- 
entwurf beschlossen. Wir 
begrüßen diese Entschei- 
dung nachdrücklich und un- 
terstützen den Gesetzent- 

wurf uneingeschränkt. 
CDU/CSU und SPD ha- 

ben sich zum Ziel gesetzt, 

den Rentenbeitrag in die- 
ser Wahlperiode nicht über 
die Marke von 19,9 Prozent 
steigen zu lassen und 
gleichzeitig die Rentenfi- 
nanzen zu stabilisieren. Vor 
diesem Hintergrund ist eine 
Anhebung des Rentenbei- 
trages auf 19,9 Prozent im 
kommenden Jahr unum- 
gänglich. Die Rentenversi- 
cherung erhält damit einen 
finanziellen Puffer für das 
Jahr 2008. Für Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer bleibt im 
Hinblick auf die deutliche 
Absenkung des Arbeitslo- 
senversicherungsbeitrages 

im kommenden Jahr unter 
dem Strich immer noch eine 
spürbare finanzielle Entlas- 

tung. 
Diese Entscheidung bil' 

det zugleich den Start- 
schuss für die anstehende 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Ralf Brauksiepe 

Rentenreform, auf die wir 
uns in der Koalitionsarbeits- 
gruppe in den letzten Wo- 
chen verständigt haben und 
die wir noch in diesem Jahr 
auf den parlamentarischen 
Weg bringen werden. 

Ralf Brauksiepe ist der 
arbeitsmarkt- und sozialpo- 
litische    Fraktionssprecher, 
eter Weiß ist der zuständi- 

ge Berichterstatter. 

Weiter positive 
Nachrichten vom 

Arbeitsmarkt 

D'e positiven Nachrichten 
vorn Arbeitsmarkt setzten 
s'ch fort. Die Zahl der Ar- 

beitslosen ist im Oktober 
2006 um mehr als 150.000 
a"f 4,085 Mio. Arbeitslose 
gesunken. Das ist der nied- 
r'gste Stand seit fast vier 
Jahren. 

Irn Vergleich zum Vor- 
Jahr gab es mehr als 470.000 

Arbeitslose   weniger.   Erst- 

Peter Weiß 

mals seit November 2002 
liegt die Arbeitslosenquote 
in Deutschland mit 9,8 Pro- 
zent wieder unter der 10- 
Prozent-Marke. Daran wird 
deutlich: Neben der saison- 
üblichen Herbstbelebung 

hinterlässt der Konjunktur- 
aufschwung auch am Ar- 
beitsmarkt deutliche positi- 
ve Spuren. 

Die Zahl der sozialversi- 
cherungspflichtig Beschäf- 
tigten nimmt unverändert 
zu. Gegenüber dem Vorjahr 

gab es hier einen Anstieg 

um 258.000 auf nunmehr 
26,56 Mio. Beschäftigungs- 
verhältnisse. Damit ist nicht 
nur endgültig der Ader- 
lass bei den Sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäf- 
tigungsverhältnissen der 
letzten fünf Jahre gestoppt, 
sondern es ist endlich auch 
eine Trendwende zu mehr 
Beitragszahlern gelungen. 
Hiervon profitiert im beson- 
deren Maße die Sozialversi- 
cherung, in deren Kassen es 

nach Jahren der Beitragsein- 
brüche endlich wieder klin- 
gelt. 

Die Konjunktur brummt, 
die Arbeitslosigkeit sinkt, 
Fiskus und Sozialkassen 
melden neue Einnahmere- 
korde. Bei allen noch zu be- 
wältigenden Anstrengun- 
gen auf dem Arbeitsmarkt, 
besonders um auch Lang- 
zeitarbeitslosen wieder eine 

Chance auf Arbeit zu geben, 
gilt: Die wirtschaftlichen 
Zahlen zeigen eindeutig, 
dass wir auf dem richtigen 
Weg sind. 

Ralf Brauksiepe ist der 

arbeitsmarkt- und sozialpo- 
litische Fraktionssprecher. 

Auf der Internetseite 
der Bundestagsfraktion 
steht Ihnen aktuell 
unter www.cducsu.de 
folgende Papiere zum 
Download zur Verfü- 
gung: 

• „Die Gesundheits- 
reform - Mehr Transpa- 
renz, mehr Wettbewerb, 
mehr Eigenverantwor- 
tung, weniger Büro- 
kratie" (Faltblatt, PDF) 

„Energie- und Ent- 
wicklungspolitik stärker 
verzahnen", Positions- 
papier der Arbeitsgrup- 
pe Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und 
Entwicklung (PDF) 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Eiskratzer 

Bestell-Nummer:9i 
Preis je 70 Stück: 45,00 € 
inkl. MwSt: 52,20 € 

Spielkarten „Französisches Bild' 

Bestell-Nummer:9540 

Preis je 50 Stück: 31,00 € 
inkl. MwSt.: 35,96 € 

Spielkarten „Deutsches Bild" 

Bestell-Nummer:9! 
Preis je 50 Stück: 31,00 € 
inkl. MwSt.: 35,96 € 

Taschentücher „Freiheit für alle Nasen* 

Bestell-Nummer:9( 

Preis je 144 Stück: 28,00 € 
inkl. MwSt.: 32,48 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

CDU-Regenschirm 

Bestell-Nummer:9658 
Preis je Stück: 7,70 € 

inkl. MwSt.: 8,93 € 

Regenschirm Super-Mini 
von Samsonite „Senioren-Union" 

Bestell-Nummer:9240 
Preis je Stück: 9,50 € 

inkl. MwSt: 11,02 € 

Pfefferminzriegel „Senioren-Union" 

Bestell-Nummer:9242 

Preis je 50 Stück: 14,50 € 
inkl. MwSt.: 16,82 € 

Pfefferminztabletten „FU" 

Bestell-Nummer:9095 
lkg ca. 333 Stück: 18,00 € 

inkl. MwSt: 20,88 € 
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Leporello 
„Das neue Elterngeld" 

Bestell-Nummer:2338 
Preis je 100 Stück: 11,50 € 
inkl. MwSt: 12,52 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreuung 

Telefax 052 41-8 09 4165 
E-Mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 

Nutzen Sie auch unseren 
E-Shop unter 

www.cdunet.de 
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